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Die Alternativen bleiben im Vagen

D
ramaturgisch hätte der Zwischen-
fall kaum zu einem ungünstigeren
Zeitpunkt kommen können. Eben

nochwardieEröffnungsredeBerndLuckes
konzentriert ihrem Höhepunkt entgegen-
gesteuert; der Sprecher der Alternative für
Deutschland (AfD) hatte davon gespro-
chen, dass seine Partei „eine Partei neuen
Typs“ sei, die „weder linksnoch rechts“ ste-
heund statt „ideologischerWegweiser“ nur
den „gesunden Menschenverstand“ in An-
spruchnehmenwürde –worauf fast der ge-
samte große Saal des Berliner Interconti-
nentalHotels, in demderGründungspartei
der Eurokritiker stattfand, sich erhoben
hatte, umLucke zu bejubeln.

Dann brach plötzlich ein Tumultmitten
imPlenumaus,weil einFotograf voneinem
Parteimitglied handgreiflich daran gehin-
dert wurde, Aufnahmen von einem älteren
Mann zu machen, der begeistert eine
Deutschlandfahne in die Höhe reckte, da-
bei aber von seinen Nebensitzern gehin-

dert wurde. Kamera-
teams eilten zum Ort
des Geschehens – und
die Rede Luckes blieb
für einige Minuten
unterbrochen.

Der Euphorie, die
auf dem ansonsten
weitgehend reibungs-
los verlaufenden Par-
teitag herrschte, tat
dieser Vorfall keinen

Abbruch. 1700Mitglieder – diemeisten da-
von eher ältere Männer - nahmen daran
teil; da der große Saal des Hotels nur 1300
Personen fasst, wurde das Geschehen in
einen kleineren Saal live übertragen. Auch
das Medieninteresse war enorm, zahlrei-
che Kameraleute drängten sich im Wett-
streit um die besten Plätze. Trotzdem be-
gann das Programmmit nur wenig Verspä-
tung: Zehn Minuten nach neun stand der
Publizist Konrad Adam, neben Lucke der
bekanntesteVertreterderneuenPartei, am
Redepult, umden,wie er sagte, „erstenPar-
teitag einerhoffentlichnoch langenunder-
folgreichenGeschichte“ zu eröffnen.

Adam begrüßte zu Beginn seiner poin-
tierten Rede unter anderem eine Reprä-
sentantin des Europäischen Kommission,
was mit Buhrufen der Versammelten quit-
tiert wurde. Auch die Ökonomen Joachim
Starbatty aus Tübingen sowie Hans-Olaf
Henkel, der lange Zeit dem Bund der deut-
schen Industrie vorsaß, waren unter den
Gästen des Gründungsparteitags. Adam
sprach davon, dass Europa heute für „Ent-

täuschung, Empörung und Entfremdung“
stünde: „Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-
keit – die europäischsten aller europäi-
schen Werte sind verraten und verkauft
worden.Unddas imNamenEuropas.“

Der ehemalige Redakteur der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung wandte sich auch
gegen die „deutsche Sprachpolizei“, die
verhindern wolle, dass „Dinge beim Na-
men“ genannt würden. Gegen den Vorwurf
des Populismus wandte Adam ein: „Wenn
unsere Volksvertreter das Volk entmündi-
gen, dann sollten wir selbstbewusst genug
sein, den Vorwurf des Populismus als Aus-
zeichnung zu betrachten.“

Draußen vor dem Interconti verteilten
die „Republikaner“ Flugblätter; auch die
rechtslastige Wochenzeitung „Junge Frei-
heit“ war präsent, berichtete via Liveticker
auf ihrer Homepage und verteilte gratis
ihre aktuelle Ausgabe. Deren Titelge-
schichte, in der gegen „Frauen-Quoten“,
„Gender-Toiletten“ und „staatlich bezahlte
Schwulen- und Islam-Versteher“ gepöbelt
wurde, thematisierte den Gründungspar-
teitag der AfD vereinnahmend unter der
Überschrift „EinHauch vonVormärz.“

Dieselbe Formulierung verwendete Lu-
cke, als er in seinerRededieParallele zuder
Revolution von 1848 zog; die Reaktionen
der vergangenen Woche hätten gezeigt,
dass die Alternative für Deutschland „wie
ein politischer Frühlingsbote“ begrüßt

werde. Der Ökonomieprofessor prangerte
die „Degeneration des deutschen Parla-
mentarismus“ sowie den Bruch desMaast-
richt-Vertrags an, und erklärte den Euro
für gescheitert. Wie die Alternativen zur
herrschenden Europapolitik konkret aus-
sehen könnten, ließ Lucke allerdings im
Vagen: Denkbar seien „kleine staatlichen
Währungsverbände“ oder auch die Rück-
kehr zunationalenWährungen.

Zugleich wandte sich Lucke gegen die
Einschätzung, die AfD sei eine Einthemen-
partei; auch inSachenSteuerpolitik, imGe-
sundheitswesen und in Energiefragen be-
stünde Handlungsbedarf. Überraschend
war angesichts des eher rechtskonservati-
ven Profils der Partei, dass Lucke die Ein-
schränkung des Asylrechts in den 1990er
Jahren als „beschämend“ bezeichnete und
eine Arbeitsrecht für Asylbewerber forder-

te. Zudem berief er sich auf einen ehemali-
gen Bundeskanzler der SPD: „Folgen wir
Willy Brandts Vorbild undwagenwirmehr
Demokratie inDeutschland.“

Als allerdings das Wahlprogramm der
Partei auf der Tagungsordnung stand, be-
diente sich Lucke eines zwar pragmati-
schen, in Sachen Demokratie aber eher
fragwürdigen Schritts. Der Sprecher schlug
vor, dass vom Gründungsvorstand ausge-
arbeitete Programm zunächst zu beschlie-
ßen und es erst später zu diskutieren; die-
ses Vorgehen garantiere einen „program-
matisch erfolgreichen Abschluss“ des
Parteitags und wäre zudem ein „Signal der
Einheit.“ Die Delegierten folgten dem Vor-
schlag – so als gelte es für die von Lucke
mehrfach bemühte Beschwörung des „ge-
sunden Menschenverstands“ gleich ein
konkretes Beispiel zu liefern.

Gründungsparteitag Die Alternative für Deutschland hat sich in Berlin als Partei konstituiert. Die Eurogegner wehren sich gegen den Vorwurf,
lediglich eine „Einthemenpartei“ zu sein, und wollen auch keine Nähe zum rechten Lager zulassen. Von Daniel Hackbarth

WährungspolitikDie Kritiker
der Gemeinschaftswährung
fordern eine „geordnete Auf-
lösung des Euro-Währungsge-
biets“. Deutschland brauche
den Euro nicht, den anderen
Ländern schade er ökono-
misch. Zudem fordert die AfD
einen Schuldenschnitt für
Staatenwie Griechenland.

EuropapolitikDie neue Partei
strebt „ein Europa souveräner
Staatenmit einem gemeinsa-
men Binnenmarkt“ an. Zudem
gelte es die EU zu reformieren,
umBürokratie abzubauen und
Transparenz zu schaffen. Ein-
zelne Zuständigkeiten sollen
an die nationalen Parlamente
zurückverlagert werden.

DemokratieDie AfDwill
Volksabstimmungen nach
Schweizer Vorbild einführen.
Der Einfluss der etablierten
Parteien soll zurückgedrängt
werden. In politischenDebat-
ten sollen „auch unkonventio-
nelleMeinungen ergebnisoffen
diskutiert werden“, so heißt es
imWahlprogramm. kä

WAHLPROGRAMM DER ALTERNATIVE FÜR DEUTSCHLAND

„Wir sollten
den
Populismus-
Vorwurf als
Auszeichnung
betrachten.“
Konrad Adam,
AfD-Mitbegründer

W
enige Tage vor der Bundestags-
Abstimmung über eine Frauen-
quote in Aufsichtsräten wackelt

die schwarz-gelbeMehrheit gegen den Op-
positionsentwurf. Nach Informationen der
„Wirtschaftswoche“ wollen mehrere Abge-
ordnete von Union und FDPmit SPD, Grü-
nen und Linken für eine gesetzliche Vorga-
be stimmen. „Ich werde mich dafür aus-
sprechen. Wir brauchen das Signal, dass
Frauen fürFührungsaufgabengesuchtwer-
den und zu finden sind“, sagte die FDP-
Politikerin Sibylle Laurischk demMagazin.

Dem Bericht zufolge favorisieren auch
andereFDP-FrauendasGesetz,wollen sich
abernicht äußern.AuchdieCDU-Abgeord-
neteRitaPawalskihabe ihreUnterstützung
bekräftigt und von mehreren Gleichge-
sinnten berichtet. Die stellvertretende
CSU-Generalsekretärin Dorothee Bär sag-
te: „Ich bin nach wie vor für die gesetzliche
Quote.“ Arbeitsministerin Ursula von der
Leyen (CDU), ebenfalls für die Quote, will
erst kurz vor der namentlichen Abstim-
mung sagen,wie sie sich entschiedenhat.

Der Entwurf aus Hamburg sieht eine
festeFrauenquote inAufsichtsräten vor. Er
steht am kommenden Donnerstag im Bun-
destag auf der Tagesordnung. Im Bundes-
rat war er mit Unterstützung der CDU-ge-
führten Länder Thüringen und Saarland
beschlossen worden. Um das Gesetz im
Bundestag zu verabschieden, müssten ins-
gesamt 21 Abgeordnete aus dem schwarz-
gelbenRegierungslagermit derOpposition
stimmen. Unions-Fraktionschef Volker
Kauder (CDU) hatte die Abweichlerinnen
daher zur Ordnung gerufen. SPD-General-
sekretärin AndreaNahles warf ihmdarauf-
hin unbotmäßiges Verhalten vor. „Unions-
fraktionschefVolkerKauderhatdieFrauen
in der Union öffentlich aufgefordert, gegen
ihr eigenesGewissen zu stimmen.

Nach Informationen der „Bild“-Zeitung
will die Unions-Fraktion ihre Mitglieder
am Dienstag, vorab intern abstimmen las-
sen. Das solle potenzielle Abweichler unter
Druck setzen. Die Fraktionsspitze favori-
siert mit Frauenministerin Kristina Schrö-
der (CDU) die sogenannte Flexiquote. Die-
se soll die Wirtschaft verpflichten, sich
selbst eineFrauenquote aufzuerlegen. dpa

Frauenquote In der Koalition
rumort es gewaltig – trotz einer
Intervention des Fraktionschefs.

Die Mehrheit

wackelt

Freiburg

Filbingers Tochter:
Vater kein NS-Gegner
Der ehemalige baden-württembergische
Ministerpräsident Hans Filbinger (1913–
2007) war nach Auffassung seiner Tochter
kein Gegner des Nationalsozialismus. Su-
sanna Filbinger-Riggert sei zu dieser Ein-
schätzung gekommen, nachdemsie die bis-
her unbekannten Tagebücher ihres Vaters
entdeckt und ausgewertet habe, berichtete
die „Frankfurter Allgemeine Sonntagszei-
tung“ (FAS). Der CDU-Politiker Filbinger
musste 1978 nach zwölf Jahren als Minis-
terpräsident zurücktreten, weil bekannt
geworden war, dass er in der Endphase des
Zweiten Weltkriegs als Marinerichter an
Todesurteilen beteiligt war. Nach Filbin-
gersTod2007hatte der damaligeMinister-
präsidentGüntherOettinger (CDU)gesagt:
„HansFilbingerwar keinNationalsozialist,
im Gegenteil: Er war ein Gegner des NS-
Regimes, der sich aber den Zwängen des
brutalen Regimes ebenso wenig entziehen
konnte wie Millionen andere.“ Filbinger-
Riggert widersprach dieser Einschätzung.
„Gegner des Nationalsozialismus: Das wa-
rendieStauffenbergsundGoerdelers“, sag-
te sie der FAS. Nach Angaben der Zeitung
hatte sie nachdemTod ihrerMutter imOk-
tober2009 imHausderFamilie inFreiburg
die Tagebücher desVaters entdeckt. kna

Kirchen

Bischöfe fordern
mehr Engagement
Mit einem Aufruf zu mehr gesellschaftli-
chem Engagement haben die beiden gro-
ßen Kirchen die bundesweite „Woche für
das Leben“ eröffnet. In einem ökumeni-
schen Gottesdienst in Mannheim warben
der Vorsitzende der katholischen Deut-
schenBischofskonferenz, Robert Zollitsch,
und der badische evangelische Landesbi-
schof Ulrich Fischer dafür, das sozialeMit-
einanderzustärken.DasMottoder Initiati-
ve lautet in diesem Jahr „Engagiert für das
Leben: Zusammenhalt gestalten“. epd

DER KANTON SCHAFFHAUSEN GRENZT AN BADEN-WÜRTTEMBERG

S
teht es so schlecht um die Beziehun-
gen zwischen Deutschland und der
Schweiz? Zuerst ernennt die Regie-

rung in Bern 2012 einen Sonderbeauftrag-
ten für die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit. Und dann wird in diesen Wo-
chen an der Zürcher Hochschule für
Angewandte Wissenschaften (ZHAW) am
Standort Winterthur ein Lehrgang einge-
richtet, in dem die Stärken und Schwächen
der so genannten kantonalen Außenpolitik
analysiertwerden sollen.

Doch als „schlecht“ will Max Schweizer
das Verhältnis zwischen den beiden Nach-
barn auf keinenFall bezeichnen. Allerdings
gebe es genügendThemenmit großemDis-
kussionsbedarf. ErnenntdenFluglärm,die
Steuerflüchtlinge, grenznahe Kernkraft-
werke und Atommüllendlager. Schweizer
ist ehemaliger Diplomat und leitet nun an
der ZHAW den Lehrgang zur „kleinen
Außenpolitik“. „Wir hätten sicher auch
einen Studiengang über das Verhältnis zu
Peking oder Washington ins Leben rufen
können, aber wir wollen uns
zuerst einmal um die Proble-
me vor der eigenen Haustüre
kümmern“, sagt er.

Ein Mann mit großen Er-
fahrungen auf diesem Feld ist
Reto Dubach, Regierungsrat
des Kantons Schaffhausen. „Unser Kanton
hat eine 185 Kilometer lange Außengren-
ze“, verdeutlicht er, „davon sind nur 34 Ki-
lometer mit den Schweizer Kantonen, der
Rest mit Baden-Württemberg.“ Deswegen
seien die Außenbeziehungen zwangsläufig
sehr vielfältig, berichtet Dubach aus seiner
täglichen Praxis. Aus Erfahrung weiß er
auch, dass die „kleine Außenpolitik“ im di-
rekten Grenzbereich von der „großen
Außenpolitik zwischenBern undBerlin“ in
der Regel abgekoppelt sei – allerdings gibt

es auchAusnahmen.Dubachmusste in den
vergangenen Monaten zähneknirschend
erkennen, dass etwa der Fluglärmstreit in-
zwischen mit großer Vehemenz auf höchs-
ter Ebene zwischen denHauptstädten aus-
gefochten wird und sich negativ auf regio-
nal wichtige Projekte wie die geplante
Elektrifizierung der Hochrheinbahn aus-
gewirkt habe.

Nicht zuletzt die Auseinandersetzung
um den Anflug auf den Zürcher Flughafen
hat in Bern offensichtlich die Erkenntnis
reifen lassen, das Augenmerk verstärkt auf

die gute Zusammenarbeit in
den Grenzregionen zu legen.
DieserWandel in der Ausrich-
tung hat auch mit dem neuen
Schweizer Außenminister Di-
dier Burkhalter zu tun. Im
Gegensatz zu seiner Vorgän-

gerin Micheline Calmy-Rey, die in vielen
Krisenregionen dieser Erde ihre neutralen
Dienste als Vermittlerin anbot, will sich
Burkhalter mehr um die Beziehungen zu
denunmittelbarenNachbarn kümmern.

Hinzu kommt das große Selbstbewusst-
sein der Schweizer Kantone gegenüber der
Zentralregierung in Bern. Fast eifersüchtig
wachen sie über ihre Kompetenzen und so
pochen immer wieder vor allem die Grenz-
regionen auf Artikel 55 der Schweizer Bun-
desverfassung. Dieser besagt, dass die Kan-

tone „an der Vorbereitung außenpoliti-
scher Entscheide mitwirken, die ihre
Zuständigkeiten oder ihre wesentlichen
Interessen betreffen“.

Eine Stärkung der „kleinen Außenpoli-
tik“ liege inderNaturderDinge, erklärtPe-
ter Grünenfelder, der Leiter der Staats-
kanzlei des Kantons Aargau. Sein Argu-
ment: „Wirtschaftsräume nehmen keine
Rücksicht auf politischeRäume.“Deutsche
würden in der Schweiz arbeiten und umge-
kehrt, Tausende führen in ihrer Freizeit
zum Einkaufen ins Nachbarland. Die Glo-
balisierung finde direkt vor der Haustüre
statt, sagt Grünenfelder. Der Staatsschrei-
ber fordert, dass die Erkenntnisse aus der
„kleinen Außenpolitik“ auch in Bern stär-
ker genutztwerden sollten.

Auch Christian Blickenstorfer, ehemali-
ger Schweizer Botschafter in Deutschland,
unterstreicht die Bedeutung der Pflege gut
nachbarschaftlicher Zusammenarbeit. Bei
der Frage um ein Schweizer Atomendlager
in Grenznähe habe sich etwa positiv be-
merkbar gemacht, als die deutsche Seite in
die Diskussion mit einbezogen worden sei.
„Ich konnte den Deutschen aber nicht ver-
sprechen, dass sie dann auch bei der Volks-
abstimmung in der Schweiz mitmachen
dürfen“, erklärt der ehemalige Diplomat.
So weit reiche die Freundschaft nun auch
wieder nicht.

Schweiz Die Politik konzentriert
sich verstärkt auf den Ausbau
der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit. Von Knut Krohn

Die Globalisierung vor der Haustür

DieKantone
wachen fast
eifersüchtig über
ihreKompetenzen.

D
ie grün-rote Landesregierung wird
voraussichtlich keine Mehrkosten
für einen verbesserten Flughafen-

bahnhof bei Stuttgart 21 übernehmen. Ge-
spräche mit der Bahn über einen Kompro-
miss seien gescheitert, erfuhr die Nach-
richtenagentur dpa ausRegierungskreisen.
„Die Sache ist gegessen“, sagte ein führen-
der Koalitionär am späten Sonntagabend.
WederdieBahnnochder grüneTeil derRe-
gierung seien bereit, einen Teil der Mehr-
kostenvongeschätzten224MillionenEuro
fürdasTeilprojekt vonStuttgart21 zuüber-
nehmen, hieß es. Die SPD hatte dagegen
derBahnEntgegenkommen signalisiert.

Die Grünen bleiben damit dem Verneh-
men nach bei ihrerHaltung, nichtmehr als
die zugesagten 930Millionen Euro für den
Tiefbahnhof und die Anbindung an die
Schnellbahnstrecke nach Ulm zu zahlen.
Regierungssprecher Rudi Hoogvliet versi-
cherte allerdings am Sonntagabend, das
StaatsministeriumunddasVerkehrsminis-
teriumhätten keinenneuen Stand.

Mit Spannung war erwartet worden, ob
es Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) gelingt, die ablehnende
Position der Grünen noch aufzuweichen.
Denn der Regierungschef hatte zuletzt Ge-
sprächsbereitschaft signalisiert und sogar
einmal die Summe von 24 Millionen ge-
nannt, die für das Land noch verkraftbar
sei. Doch dafür war er von Grünen in Land
und Bund, die zum großen Teil Stuttgart 21
strikt ablehnen, scharf kritisiert worden.
Kretschmannhatte jüngst angekündigt, die
Entscheidung über eine Beteiligung an den
Zusatzkosten stehe unmittelbar bevor. An
diesem Dienstag wird der Ministerpräsi-
dent zu einem Treffen in die SPD-Land-
tagsfraktion kommen. lsw

Flughafenbahnhof Grün-Rot wird
voraussichtlich für keine
Mehrkosten übernehmen.

Kompromiss

wohl gescheitert

DerWirtschaftswissenschaftler Bernd Lucke wurde beim Gründungsparteitag der AfD bejubelt. Foto: dpa
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